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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Mai 1963 

7 — 83004 — 5398/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Deutsche aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands und dem Sowjetsektor 
von Berlin 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte. 

Der Bundesrat hat in seiner 257. Sitzung am 3. Mai 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands und dem Sowjetsektor von Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Personenkreis 

(1) Leistungen nach Maßgabe der folgenden Vor- 
schriften können deutschen Staatsangehörigen und 
deutschen Volkszugehörigen gewährt werden, die 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin nach der 
Besetzung dieser Gebiete gehabt haben, wenn sie 
nach dem 31. Dezember 1952 zugezogen sind, im 
Wege der Notaufnahme oder eines vergleichbaren 
Verfahrens aufgenommen wurden und sich ständig 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten. Wei- 
tere Voraussetzung ist, daß sie entsprechende Lei- 
stungen nicht nach anderen Vorschriften erhalten 
können. 

(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und § 6 des 
Bundesvertriebenengesetzes sind entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 2 

Ausschließungsgründe 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden nicht 
gewährt, wenn der Antragsteller 

1. dem in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin herrschenden System 
erheblich Vorschub geleistet hat, 

2. während der Herrschaft des Nationalso- 
zialismus oder in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands oder im sowje- 
tisch besetzten Sektor von Berlin gegen 
die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat, 

3. die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin bekämpft hat 
oder bekämpft oder 

4. die sowjetische Besatzungszone Deutsch- 
lands oder den sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin verlassen hat, um sich der 
Verfolgung wegen einer auch nach rechts- 
staatlichen Grundsätzen als Verbrechen 


oder Vergehen strafbaren Handlung zu 
entziehen, es sei denn, daß der Ausschluß 
von den Leistungen unter Berücksichti- 
gung der Art und der besonderen Umstän- 
de der Tat eine unbillige Härte wäre. 

(2) Ob Ausschließungsgründe nach Absatz 1 vor- 
liegen, entscheiden die für die Gewährung von Lei- 
stungen nach den folgenden Abschnitten zuständi- 
gen Behörden nach Anhören der hierfür von den 
Landesregierungen bestimmten Stellen. 


ABSCHNITT 11 

Einrichtungshilfe 
§ 3 

Voraussetzungen 

Berechtigte nach Abschnitt I können Beihilfen zur 
Beschaffung von Möbeln und sonstigem Hausrat 
(Einrichtungshilfe) nach Maßgabe der verfügbaren 
Mittel erhalten, wenn 

1. sie in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin einen eigenen Haushalt mit 
eigenem Hausrat geführt haben und den Haus- 
rat zurücklassen mußten, 

2. sie deswegen Bedarf an notwendigem Hausrat 
haben und 

3. ihre Einkünfte die in § 7 genannten Grenzen 
nicht übersteigen. 

§ 16 Abs. 4 des Feststellungsgesetzes gilt entspre- 
chend. Dem Bedarf an notwendigem Hausrat im 
Sinne der Nummer 2 steht eine Verschuldung 
gleich, die durch die Anschaffung von notwendigem 
Hausrat verursacht wurde und bis zum Zeitpunkt 
der Entscheidung noch nicht getilgt werden konnte. 

§ 4 

Versagungsgründe 

(1) Einrichtungshilfe wird nicht gewährt, wenn 
der Antragsteller 

1. eine Einrichtungshilfe oder eine entspre- 
chende Leistung nach anderen Vorschrif- 
ten erhalten hat, danach seinen Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt in die sowjeti- 
sche Besatzungszone Deutschlands oder in 
den sowjetisch besetzten Sektor von Ber- 
lin verlegt hat und von dort in den Gel- 
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tungsbereich dieses Gesetzes zurückge- 
kehrt ist, 

2. es unterlassen hat oder unterläßt, in zu- 
mutbarem Umfang notwendigen Hausrat 
aus eigenen Mitteln zu beschaffen, oder 

3. die Hilfe von Angehörigen, die zur Ge- 
währung von Unterhalt gesetzlich ver- 
pflichtet sind und denen nach ihren eige- 
nen wirtschaftlichen Verhältnissen die Ge- 
währung einer entsprechenden Hilfe billi- 
gerweise zugemutet werden kann, nicht in 
Anspruch genommen hat oder nimmt. 

(2) Das gleiche gilt für den Antragsteller, für den 
ein Zuschlag zur Einrichtungshilfe oder eine ent- 
sprechende Leistung nach anderen Vorschriften ge- 
währt worden ist. 

(3) Für die Gewährung eines Zuschlags zur Ein- 
richtungshilfe nach § 8 gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. 

(4) Ein Zuschlag zur Einrichtungshilfe nach § 8 
wird für denjenigen nicht gewährt, der die Voraus- 
setzungen des § 1 nicht erfüllt oder in dessen Per- 
son ein Allsschließungsgrund nach § 2 vorliegt. 

§ 5 

Antragsberechtigung 

Für Personen, die zu einer Haushaltsgemein- 
schaft gehören, kann nur ein Antrag gestellt wer- 
den; antragsberechtigt ist der Haushaltsvorstand 
oder sein Ehegatte. 

§ 6 

Familienangehörige 

(1) Zur Haushaltsgemeinschaft im Sinne dieses 
Abschnittes gehören der nicht dauernd getrennt 
lebende Ehegatte und diejenigen Familienangehö- 
rigen des Antragstellers und seines Ehegatten, die 
in Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft mit dem An- 
tragsteller leben. 

(2) Familienangehörige im Sinne dieses Abschnit- 
tes sind 

1. eheliche und uneheliche Kinder, Stiefkin- 
der, an Kindes Statt angenommene Perso- 
nen oder sonstige Personen, denen die 
rechtliche Stellung ehelicher Kinder zu- 
kommt, und Pflegekinder, 

2. Abkömmlinge der unter Nummer 1 ge- 
nannten Personen, 

3. Eltern, Großeltern und weitere Voreltern 
und Stiefeltern, 

4. voll- und halbbürtige Geschwister und de- 
ren Kinder. 

Pflegekinder im Sinne der Nummer 1 sind Kinder, 
die in den Haushalt von Personen aufgenommen 
sind, mit denen sie ein familienähnliches, auf län- 
gere Dauer berechnetes Band verknüpft, wenn diese 
zu dem Unterhalt der Kinder nicht unerheblich bei- 
tragen. 


(3) Die Ehegatten der Familienangehörigen sind 
wie Familienangehörige zu behandeln, wenn sie zur 
Haushaltsgemeinschaft gehören. 

§ 7 

Einkommensgrenzen 

(1) Einrichtungshilfe wird nur gewährt, wenn die 
Einkünfte des Antragstellers 500 Deutsche Mark 
monatlich nicht übersteigen; dieser Betrag erhöht 
sich für den Ehegatten um 120 Deutsche Mark mo- 
natlich und für jeden weiteren zum Haushalt gehö- 
renden Familienangehörigen um 60 Deutsche Mark 
monatlich. Bei der Berechnung der Einkünfte der 
nach Satz 1 berücksichtigten Personen ist der 
Durchschnitt der letzten 12 Monate vor der Ent- 
scheidung zugrunde zu legen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Näheres über die Abgrenzung und Berechnung der 
Einkünfte zu bestimmen. In der Rechtsverordnung 
kann ferner bestimmt werden, daß die in Absatz 1 
Satz 1 festgesetzten Einkommensgrenzen den zu 
§ 301 Abs. 4 des Lastenausgleichsgesetzes ergehen- 
den Vorschriften angepaßt werden und daß zur Ver- 
meidung besonderer Härten, insbesondere bei 
außergewöhnlichen Belastungen oder nachhaltigem 
Rückgang der Einkünfte, in angemessenen Grenzen 
von den in Absatz 1 Satz 1 genannten Beträgen ab- 
gewichen werden kann. 

§ 8 

Höhe der Einrichtungshilfe 

Die Einrichtungshilfe beträgt im Rahmen des Be- 
darfs höchstens 

für den Alleinstehenden 400 Deutsche Mark, 

für den Haushalts- 
vorstand 1200 Deutsche Mark. 

Hierzu wird im Rahmen des Bedarfs nach dem Fami- 
lienstand des Antragstellers beim Verlassen der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands oder des 
sowjetisch besetzten Sektors von Berlin 

für den nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehe- 
gatten ein Zuschlag von 
höchstens 

und für jeden weiteren 
zur Haushaltsgemein- 
schaft gehörenden Fami- 
lienangehörigen ein Zu- 
schlag von höchstens 

gewährt. 

§ 9 

Erstattung und Anrechnung 
früherer Zahlungen 

(1) Wer Einrichtungshilfe erhält, ist verpflichtet, 
diese der zuständigen Behörde zu erstatten, wenn 
und soweit ihm zu einem späteren Zeitpunkt ent- 
sprechende Leistungen nach anderen Vorschriften 


200 Deutsche Mark 


150 Deutsche Mark 
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gewährt werden und es sich nicht um Darlehen 
handelt. 

(2) Für die Gewährung eines Zuschlags gilt Ab- 
satz 1 entsprechend. 

(3) Auf die Einrichtungshilfe nach diesem Gesetz 
werden Geldleistungen nach anderen Vorschriften, 
die für den gleichen Zweck gewährt worden sind, 
angerechnet, sofern es sich nicht um Darlehen han- 
delt. 

ABSCHNITT 111 

Beihilfe zum Lebensunterhalt 
§ 10 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Berechtigte nach Abschnitt I, die in vorge- 
schrittenem Lebensalter stehen oder infolge von 
Krankheit oder Gebrechen dauernd erwerbsunfähig 
sind, erhalten unter folgenden Voraussetzungen 
Beihilfe zum Lebensunterhalt: 

1. Der Berechtigte und sein nicht dauernd 
von ihm getrennt lebender Ehegatte müs- 
sen in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder im sowjetisch besetz- 
ten Sektor von Berlin ihre Existenzgrund- 
lage verloren haben durch 

a) Kriegshandlungen, 

b) Maßnahmen der sowjetischen Besat- 
zungsmacht oder sowjetzonaler Stellen 
oder 

c) Verlassen der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands oder des 
sowjetisch besetzten Sektors von Ber- 
lin. 

2. Die Existenzgrundlage muß im Zeitpunkt 
des Schadenseintritts überwiegend beruht 
haben 

a) auf der Ausübung einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit, 

b) auf Ansprüchen und anderen Gegen- 
werten aus der Übertragung, sonsti- 
gen Verwertung oder Verpachtung des 
einer solchen Tätigkeit dienenden Ver- 
mögens oder 

c) auf einer Altersversorgung, die aus 
den Erträgen einer solchen Tätigkeit 
begründet worden ist. 

3. Dem Berechtigten muß in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
ein Vermögensschaden entstanden sein. 
Hausratschaden gilt nicht als Vermögens- 
schaden im Sinne dieser Vorschrift. 

4. Dem Berechtigten muß nach seinen Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnissen 
die Bestreitung des Lebensunterhalts nicht 
möglich oder unzumutbar sein; dabei sind 
auch fällige Ansprüche auf Leistungen in 


Geld oder Geldeswert zu berücksichtigen, 
wenn und soweit ihre Verwirklichung 
möglich ist. 

Beihilfe zum Lebensunterhalt wird nicht gewährt, 
sofern und soweit Angehörigen, die zur Gewährung 
von Unterhalt gesetzlich verpflichtet sind, nach 
ihren eigenen wirtschaftlichen Verhältnissen die 
Gewährung entsprechender Leistungen billigerweise 
zugemutet werden kann. 

(2) Berechtigte, die in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands oder im sowjetisch besetz- 
ten Sektor von Berlin mit einem Familienangehöri- 
gen in Haushaltsgemeinschaft gelebt haben und 
von ihm wirtschaftlich abhängig waren, erhalten 
Beihilfe zum Lebensunterhalt unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1, auch wenn die in den 
Nummern 2 und 3 genannten Erfordernisse nicht 
erfüllt sind, sofern der Angehörige einen Existenz- 
und Vermögensverlust im Sinne des Absatzes 1 
erlitten hat und außerstande ist, für den Berechtig- 
ten zu sorgen. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates, inwie- 
weit Vermögensschäden ihrer Art und Höhe nach zu 
berücksichtigen und wie die Schäden zu berechnen 
sind. Die Regelung erfolgt entsprechend den Grund- 
sätzen des Lastenausgleichs. 

§ 11 

Lebensalter und Erwerbsunfähigkeit 

(1) Wegen vorgeschrittenen Lebensalters wird 
Beihilfe zum Lebensunterhalt nur gewährt, wenn 
der Berechtigte bei Antragstellung das 65. (eine 
Frau das 60.) Lebensjahr vollendet hat. Weitere 
Voraussetzung ist, daß der nach § 10 Abs. 1 Be- 
rechtigte vor dem 1. Januar 1900 (eine Frau vor 
dem 1. Januar 1905), der nach § 10 Abs. 2 Berechtig- 
te vor dem 1. Januar 1890 (eine Frau vor dem 
1. Januar 1895) geboren ist. 

(2) Wegen dauernder Erwerbsunfähigkeit wird 
Beihilfe zum Lebensunterhalt nur gewährt, wenn die 
in § 265 Abs. 1, 2, 3 und 5 des Lastenausgleichsge- 
setzes genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Die 
Erwerbsunfähigkeit muß spätestens bis zum 31. De- 
zember 1962, bei nach § 10 Abs. 2 Berechtigten bis 
zum 1. September 1953, eingetreten sein und der 
Antrag auf Beihilfe zum Lebensunterhalt innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
stellt werden. Von Berechtigten, die nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich des Gesetzes genommen haben, 
kann Antrag auf Beihilfe zum Lebensunterhalt 
innerhalb eines Jahres von Beginn des Monats ab 
gestellt werden, der auf die Aufenthaltnahme im 
Geltungsbereich des Gesetzes folgt. 

§ 12 

Einkommenshöchstbetrag, Vermögensgrenze, 
Berechnung von Einkünften und Höhe der Beihilfe 
zum Lebensunterhalt 

Für den Einkommenshöchstbetrag, die Vermö- 
gensgrenze und die Höhe der Beihilfe zum Lebens- 
unterhalt sind die §§ 267 bis 270 und 275 des Lasten- 
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ausgleichsgesetzes entsprechend anzuwenden. Bei 
der Anwendung des § 269 Abs. 3 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes ist anstelle des Endgrundbetrages 
der Hauptentschädigung von dem Vermögensscha- 
den im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 auszugehen. 

§ 13 

Gewährung der Beihilfe zum Lebensunterhalt 

(1) Berechtigten, die auf Grund dieses Gesetzes 
Beihilfe zum Lebensunterhalt beantragen können, 
wird bei Antragstellung innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten des Gesetzes Beihilfe zum Le- 
bensunterhalt mit Wirkung vom Ersten des Monats, 
der auf das Inkrafttreten des Gesetzes folgt, ab 
gewährt, frühestens jedoch von dem Ersten des 
Monats ab, in dem die Voraussetzungen für die Ge- 
währung von Beihilfe zum Lebensunterhalt einge- 
treten sind. In den übrigen Fällen gilt § 287 Abs. 1 
Satz 2, 3 und 4 des Lastenausgleichsgesetzes ent- 
sprechend. 

(2) § 287 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3 des j 
Lastenausgleichsgesetzes gilt entsprechend. 

§ 14 

Fortsetzung der Gewährung der Beihilfe zum 
Lebensunterhalt 

Auf die Fortsetzung der Gewährung der Bei- 
hilfe zum Lebensunterhalt für nach § 10 Abs. 1 
Berechtigte sind die Bestimmungen des § 272 Abs. 2 
und 3 des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

§ 15 

Krankenversorgung und Sterbegeld 

Empfänger von Beihilfe zum Lebensunterhalt er- 
halten Krankenversorgung und Sterbegeld; die Be- 
stimmungen der §§ 276 und 277 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

§ 16 

Wirkung von Veränderungen, Meldepflicht, 
Erstattungspflicht, Verhältnis zu Aufbaudarlehen 
und zur Sozialhilfe 

Die §§ 288 bis 292 des Lastenausgleichsgesetzes 
gelten entsprechend. 

ABSCHNITT IV 

Eingliederungshilfen 

§ 17 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Nach Maßgabe der verfügbaren Mittel kön- 
nen Berechtigten nach Abschnitt I Darlehen und 
Beihilfen zur Eingliederung gewährt werden (Ein- 
gliederungshilfen). 

(2) Die Gewährung der Eingliederungshilfen ist 
an Bedingungen und Auflagen zu knüpfen, welche 


die Verwendung für Zwecke der Eingliederung 
sicherstellen. 

(3) Die Höhe der Eingliederungshilfen bestimmt 
sich nach dem Umfang der zur Durchführung des 
beantragten Vorhabens erforderlichen Mittel. Das 
Vorhaben soll dem Umfang des erlittenen Verlustes 
angemessen sein. Die Eingliederungshilfen dürfen 
für einen Berechtigten 35 000 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

§ 18 

Eingliederungsdarlehen zum Existenzaufbau in der 
gewerblichen Wirtschaft, in freien Berufen und in 
der Landwirtschaft 

Eingliederungsdarlehen zum Existenzaufbau in 
der gewerblichen Wirtschaft, in freien Berufen und 
in der Landwirtschaft können Berechtigte erhalten, 
wenn sie ein Vorhaben nachweisen, durch das sie 
in den Stand gesetzt werden, anstelle der in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin unter den 
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 verlorenen 
Lebensgrundlage eine neue gesicherte Lebensgrund- 
i läge zu schaffen oder eine bereits wieder geschaf- 
! fene, aber noch gefährdete Lebensgrundlage zu 
■ sichern, sofern sie die erforderlichen persönlichen 
und fachlichen Voraussetzungen erfüllen. 

§ 19 

Darlehen für den Wohnungsbau 

(1) Für den Bau eines Familienheimes oder einer 
sonstigen Wohnung, insbesondere am Ort eines ge- 
sicherten Arbeitsplatzes, kann ein Aufbaudarlehen 
gewährt werden, wenn der Berechtigte sich aus- 
reichende Wohnmöglichkeit überhaupt noch nicht 
oder noch nicht an seinem gegenwärtigen oder zu- 
künftigen Arbeitsort beschaffen konnte und wenn 
die Wohnung nach Größe und Ausstattung den Vor- 
aussetzungen des sozialen Wohnungsbaues nachdem 
jeweils anzuwendenden Wohnungsbaugesetz ent- 
spricht. Ein Darlehen kann nicht gewährt werden, 
wenn eine Versorgung mit Wohnraum aus Mitteln 
der Sonderwohnungsbauprogramme zugunsten von 
Sowjetzonenflüchtlingen, Aussiedlern und ihnen 
Gleichgestellten bereits erfolgt ist oder im Rahmen 
der Durchführung der Programme in Aussicht steht. 

(2) Die Darlehen gelten nicht als öffentliche Mit- 
tel im Sinne des § 6 Abs. 1 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1121). 

(3) Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Näheres 
über die Gewährung der Darlehen, insbesondere 
über Höhe, Tilgung und Verzinsung, zu bestimmen. 
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ABSCHNITT V 
§ 20 

Anwendung des Bundesvertriebenengesetzes 

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 18 sind 
bei Berechtigten nach Abschnitt I, die aus der Land- 
wirtschaft stammen und die für eine Landbewirt- 
schaftung erforderlichen persönlichen und fachlichen 
Voraussetzungen erfüllen, die Bestimmungen des 
Titels Landwirtschaft des Bundesvertriebenengeset- 
zes entsprechend anzuwenden. 

(2) Die §§ 71, 72, 81, 92 und 93 des Bundesver- 
triebenengesetzes sind auf Berechtigte nach Ab- 
schnitt I sinngemäß anzuwenden. 


ABSCHNITT VI 

Sonstige Bestimmungen 

§ 21 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Aufwendungen für die Leistungen nach 
dem Abschnitt II und § 20 Abs. 1 tragen die Länder; 
der Bund erstattet den Ländern 7S vom Hundert 
dieser Aufwendungen. Die Aufwendungen für die 
Leistungen nach den Abschnitten III und IV trägt 
der Bund; die Länder erstatten dem Bund 25 vom 
Hundert dieser Aufwendungen. 

(2) über den 31. Dezember 1965 hinaus werden 
Mittel zur Durchführung dieses Gesetzes nur be- 
reitgestellt, wenn und soweit über den 31. Dezem- 
ber 1965 hinaus Mittel für die Gewährung von ent- 
sprechenden Leistungen und für einen vergleich- 
baren Personenkreis aus dem Härtefonds des 
Lastenausgleichs (§§ 301, 301 a LAG) bereitgestellt 
werden. 


§ 22 

Organisation und Verfahren 

(1) Abschnitt III und IV werden teils vomBundund 
teils im Auftrag des Bundes von den Ländern durch 
die mit der Durchführung des Lastenausgleichs be- 
auftragten Behörden und Dienststellen durchgeführt. 
Für die Organisation und das Verfahren hinsicht- 
lich der in Satz 1 bezeichneten Vorschriften gelten 
im einzelnen die §§ 76 bis 78 und 79 Abs. 1 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 und der dort auf- 
geführten Vorschriften bewirtschaftet der Präsident 
des Bundesausgleichsamtes die zur Durchführung 
bereitgestellten Mittel nach den Weisungen des 
Bundesministers für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte, die dieser, soweit § 19 berührt 
wird, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung er- 
läßt. Die Mittel werden nicht Teil des Sonderver- 
mögens Ausgleichsfonds des Bundes. § 83 Abs. 2 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes gilt ent- 
sprechend. 

§ 23 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemein 

Die Bundesregierung hat in ihren Erklärungen vor 
dem Deutschen Bundestag vom 29. November 1961 
und 6. Februar 1963 einen Gesetzentwurf angekün- 
digt, durch den die Gleichstellung der Sowjetzonen- 
flüchtlinge mit den Heimatvertriebenen auf allen 
sozialen Gebieten erreicht werden soll. 

Diese Erklärung bezieht sich im Grundsatz nicht auf 
die Sowjetzonenflüchtlinge, die gemäß §§ 3 und 4 
des Bundesvertriebenengesetzes den Bundesflücht- 
lingsausweis C erhalten haben; denn diese sind den 
Vertriebenen auf sozialem Gebiet bereits gleichge- 
stellt. Sie erhalten u. a. Rechte und Vergünstigungen 
aus dem Bimdesvertriebenengesetz und Hilfelei- 
stungen aus dem Lastenausgleichsgesetz. Gemeint 
sind vielmehr diejenigen Flüchtlinge aus der so- 
wjetischen Besatzungszone und dem Sowjetsektor 
von Berlin, die einen Anspruch auf entsprechende 
Leistungen noch nicht haben. Unter ihnen befinden 
sich viele, die in eine Notlage geraten sind. Das vor- 
liegende Gesetz schafft die Grundlagen zu den er- 
forderlichen wirtschaftlichen und sozialen Maßnah- 
men. Die Hilfen bestehen in der Einrichtungshilfe, 
in der Beihilfe zum Lebensunterhalt und in Dar- 
lehen und Beihilfen zum Existenzaufbau in der ge- 
werblichen Wirtschaft, in freien Berufen und in der 
Landwirtschaft sowie zum Wohnungsbau. 

* 

Die Kosten sind aus den Haushalten von Bund und 
Ländern aufzubringen. 

II. Im einzelnen 

Zu§ 1 

Die Bestimmung grenzt den Kreis der Personen ab, 
die nach Maßgabe der Vorschrift des Gesetzes Lei- 
stungen erhalten können. Es sind deutsche Staats- 
angehörige und deutsche Volkszugehörige, die 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im Sowjetsektor 
von Berlin gehabt haben und sich ständig im Bun- 
desgebiet einschließlich Berlin (West) aufhalten. Die 
Einbeziehung der deutschen Volkszugehörigen er- 
folgt im gleichen Umfang wie im Bundesvertriebe- 
nengesetz unter Berücksichtigung der einschlägigen 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. 

Das Gesetz hat subsidiären Charakter; es soll nur 
Platz greifen, wenn der Antragsteller nicht entspre- 
chende Leistungen nach anderen Vorschriften erhal- 
ten kann. Dies ist auch dann der Fall, wenn z. B. 
über seine Anträge nach diesen Vorschriften noch 
zeitraubende Entscheidungen ausstehen oder dort 
vorgesehene Mittel nicht mehr zur Verfügung ste- 


hen. Die Subsidiarität gilt jedoch nicht im Verhältnis 
zur Sozialhilfe, deren Nachrang nach § 2 BSHG unbe- 
rührt bleibt. 

Zu § 2 

Die Ausschließungstatbestände des Absatzes 1 leh- 
nen sich an die Fassung der Ausschließungsgründe 
des Bundesvertriebenengesetzes (§ 3 BVFG in der 
Fassung vom 23. Oktober 1961 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1883 — ) und der Richtlinien zur Einrichtungshilfe 
in der Fassung vom 27. März 1962 (Bundesanz. Nr. 
67) an. Aus politischen und rechtlichen Gründen er- 
scheint es nicht vertretbar, die hier genannten Per- 
sonengruppen in den Kreis der Berechtigten des Ge- 
setzes einzubeziehen. 

Soweit die für die Gewährung von Leistungen zu- 
ständigen Behörden zu entscheiden haben, ob Aus- 
schlicßungsgründe gemäß § 2 Abs. 1 vorliegen, sieht 
Absatz 2 eine Beteiligung (Anhören) weiterer Stellen 
vor, die die Landesregierungen hierfür bestimmen. 
Es ist zu erwarten, daß hierfür die Flüchtlingsbe- 
hörden bestimmt werden, die in der Beurteilung ent- 
sprechender Tatbestände über besondere Sachkunde 
verfügen. 

Zu § 3 

Die Voraussetzungen für die Einrichtungshilfe ent- 
halten gegenüber den „Richtlinien zur Einrichtungs- 
hilfe (REH)" in der Fassung vom 27. März 1962 
(Bundesanz. Nr. 67), die durch dieses Gesetz abge- 
löst werden, keine Bestimmung mehr über den Zeit- 
punkt des Bezuges von Wohnraum. Eine derartige 
Bestimmung ist auch in der Zweiten LeistungsDV-LA 
nicht enthalten. Der Bedarf an notwendigem Haus- 
rat oder eine durch die Anschaffung dieses Haus- 
rats entstandene Verschuldung genügt insoweit als 
Voraussetzung für die Gewährung der Einrichtungs- 
hilfe. 

Zu §4 

Zu den in § 2 genannten Ausschließungsgründen tre- 
ten weitere Ausschließungsgründe für die Fälle, in 
denen es ungerechtfertigt erscheint, eine Einrich- 
tungshilfe zu gewähren. Diese Regelung entspricht 
Abschnitt II der Richtlinien zur Einrichtungshilfe 
und ist in Absatz 1 Nr. 3 um das Prinzip des Vor- 
ranges der Verwandtenhilfe — wie bei der An- 
wendung der Zweiten LeistungsDV-LA — ergänzt. 
Bezüglich des Nachrangs der Sozialhilfe vgl. Be- 
gründung zu § 1. 

Zu §5 

Die Vorschriften über die Antragsberechtigung ent- 
sprechen der bisherigen Regelung bei der Durchfüh- 
rung der Richtlinien zur Einrichtungshilfe. 
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Zu § 6 

Die Vorschrift bestimmt, welche Angehörigen des 
Antragstellers bei der Einrichtungshilfe zu berück- 
sichtigen sind. Hierbei sind die entsprechenden Be- 
stimmungen des Lastenausgleichs, insbesondere die 
der Zweiten Leistungsdurchführungsverordnung als 
Maßstab herangezogen worden. 

Zu §7 

Die Einkommensgrenzen sind gegenüber den Richt- 
linien zur Einrichtungshilfe den Einkommensgrenzen 
der Zweiten LeistungsDV-LA angepaßt. Die Härte- 
vorschrift des Abschnittes III Abs. 5 der Richtlinien 
zur Einrichtungshilfe ist im Absatz 2 übernommen. 

Zu § 8 

Die Höhe der Einrichtungshilfe ist gegenüber der 
Regelung in den Richtlinien zur Einrichtungshilfe 
den Vorschriften der Zweiten LeistungsDV-LA weit- 
gehend angeglichen. 

Zu §9 

Die Verpflichtung der Empfänger von Einrichtungs- 
hilfe und derjenigen Personen, für die Zuschläge zur 
Einrichtungshilfe gewährt werden, die empfangenen 
Beihilfen oder Zuschläge zur Beihilfe dann zu erstat- 
ten, wenn sie für den gleichen Zweck nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften (z. B. LAG, AKG) Leistun- 
gen erhalten, entspricht der bisherigen Regelung in 
den Richtlinien zur Einrichtungshilfe. 

Zu § 10 

Berechtigte, die in vorgeschrittenem Lebensalter ste- 
hen oder infolge von Krankheit oder Gebrechen 
dauernd erwerbsunfähig sind, erhalten nach dieser 
Vorschrift grundsätzlich nur dann Beihilfen zum Le- 
bensunterhalt, wenn sie eine selbständige Existenz 
verloren und einen Vermögensverlust erlitten ha- 
ben. 

Eine Ausnahme sieht Absatz 2 für solche Berechtigte 
vor, die mit einem Familienangehörigen in Haus- 
haltsgemeinschaft gelebt haben und von ihm wirt- 
schaftlich abhängig waren (z. B. mithelfende Fami- 
lienangehörige). Hier reicht es aus, wenn der Exi- 
stenz- und Vermögensverlust in der Person des An- 
gehörigen eingetreten und dieser außerstande ist, für 
den Berechtigten zu sorgen. Die Fassung der Vor- 
schrift erlaubt es, Beihilfen zum Lebensunterhalt 
auch dann zu gewähren, wenn nur der Berechtigte, 
nicht aber der Angehörige, mit dem er in Haushalts- 
gemeinschaft gelebt hat, sich im Bundesgebiet oder 
in Berlin (West) befindet. 

In Absatz 3 werden die Fragen, welche Vermögens- 
schäden zu berücksichtigen sind und nach welchen 
Grundsätzen die Schadensberechnung vorzunehmen 
ist, der Regelung durch Rechtsverordnung überlas- 
sen, um das Gesetz nicht unnötig auszuweiten. Die 
Verweisung auf die entsprechenden Grundsätze des 
Lastenausgleichsrechts stellt sicher, daß im wesent- 
lichen gleiche Fragen auch gleichbehandelt werden, 
und beschränkt insoweit das Ausmaß der Ermäch- 
tigung. 


Zu § 11 

Die Altersvoraussetzungen für die Zuerkennung der 
Unterhaltsbeihilfe entsprechen den in § 264 Satz 1 
des Lastenausgleichsgesetzes genannten Vorausset- 
zungen. Die Jahrgangsvoraussetzung ist der Rege- 
lung für ehemals Selbständige in § 273 Abs. 5 
Satz 1 des Lastenausgleichsgesetzes nachgebildet. 

Absatz 2 verweist hinsichtlich der Voraussetzungen 
für die Gewährung von Unterhaltsbeihilfe wegen 
Erwerbsunfähigkeit auf § 265 des Lastenausgleichs- 
gesetzes. Der Zeitpunkt, in welchem die Erwerbs- 
unfähigkeit Vorgelegen haben muß, sowie die An- 
tragsfrist sind den besonderen Bedingungen ange- 
paßt, die bei der Aufenthaltsverlegung aus der so- 
wjetischen Besatzungszone oder aus dem Sowjet- 
sektor von Berlin vorliegen. 

Zu § 12 

Die Bestimmungen des Lastenausgleichsgesetzes 
über den Einkommenshöchstbetrag, die Vermögens- 
grenze und die Höhe der Beihilfe zum Lebensunter- 
halt einschließlich der Regelung für ehemals Selb- 
ständige sind entsprechend anzuwenden. 

Berechtigte, die unter den Voraussetzungen des 
§ 10 Abs. 2 Unterhaltsbeihilfe beziehen, erhalten 
nach dieser Regelung keinen Selbständigenzuschlag. 

Zu § 13 

Die Vorschrift regelt die Gewährung von Unterhalts- 
beihilfe. Absatz 1 bestimmt, von welchem Zeitpunkt 
ab Unterhaltsbeihilfe gewährt wird und wann die 
Zahlungen zu leisten sind. Absatz 2 verweist auf Be- 
stimmungen des Lastenausgleichsgesetzes über das 
Ruhen der Kriegsschadenrente. 

Zu § 14 

Die für entsprechend anwendbar erklärten Bestim- 
mungen des § 272 Abs. 2 und 3 des Lastenausgleichs- 
gesetzes regeln die Verhältnisse hinsichtlich der Un- 
terhaltsbeihilfe für die Zeit nach dem Tode des Be- 
rechtigten. 

Zu § 15 

Die Gewährung der Krankenversorgung und von 
Sterbegeld ist als Teil der umfassenden sozialen 
Hilfe, die nach diesem Gesetz geleistet werden soll, 
anzusehen. Die §§ 276 und 277 des Lastenausgleichs- 
gesetzes sind entsprechend anzuwenden. 

Zu § 16 

Die für entsprechend anwendbar erklärten Vor- 
schriften des Lastenausgleichsgesetzes regeln eine 
Reihe von Fragen, die für das Verfahren und die 
Durchführung der Unterhaltsbeihilfe von Bedeutung 
sind. 

Zu § 17 

Nach dem Entwurf soll die Eingliederung der Berech- 
tigten durch Gewährung von Darlehen und Beihilfen 
gefördert werden. Die einzelnen Hilfen sollen aber 
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nicht die Leistungen übersteigen, die in Durchfüh- 
rung der §§ 301, 301 a des Lastenausgleichsgesetzes 
gewährt werden. Deshalb ist die Höhe der Einglie- 
dprungshilfen im Einzelfall auf 35 000 DM begrenzt. 

Zu § 18 

Diese Bestimmung soll den Berechtigten in die Lage 
versetzen, anstelle der in den Gebieten der sowje- 
tischen Besatzungszone oder des Sowjetsektors von 
Berlin verlorenen Lebensgrundlage eine neue ge- 
sicherte selbständige Lebensgrundlage in der ge- 
werblichen Wirtschaft, in freien Berufen oder in der 
Landwirtschaft zu schaffen. Hierbei ist es unerheb- 
lich, ob die Lebensgrundlage in den Gebieten der 
sowjetischen Besatzungszone oder des Sowjetsektors 
von Berlin vor oder nach Kriegsende verlorengegan- 
gen ist. Allerdings muß der Verlust der Lebens- 
grundlage auf Kriegshandlungen oder Maßnahmen 
der sowjetischen Besatzungsmacht oder sowjetzona- 
ler Stellen oder auf dem Verlassen der sowjetischen 
Besatzungszone oder des Sowjetsektors von Berlin 
beruhen. Auf den Verlust einer selbständigen Er- 
werbsgrundlage kommt es nicht an. Die Gewährung 
des Eingliederungsdarlehens ist davon abhängig zu 
machen, daß der Berechtigte die erforderlichen per- 
sönlichen und fachlichen Voraussetzungen für das 
in Aussicht genommene Vorhaben erfüllt. 

Zu § 19 

In den Sonderwohnungsbauprogrammen für die 
wohnraummäßige Versorgung der Flüchtlinge nach 
§ 18 Abs. 3 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes ist 
für die wohnungsmäßige Versorgung insbesonder# 
der Personen, die als alleinstehende Jugendliche 
unter 25 Jahren zugezogen sind, keine Vorsorge ge- 
troffen. Die Bestimmung soll diese Lücke schließen. 

Zu § 20 

Im zweiten Titel des Dritten Abschnitts des Bundes- 
vertriebenengesetzes (§§ 35, 36) sind die persön- 
lichen und fachlichen Voraussetzungen der An- 
tragsberechtigung für die Eingliederung in die 
Landwirtschaft im einzelnen geregelt. Diese 
Voraussetzungen — abgesehen von dem Er- 
fordernis der Eigenschaft als Vertriebener oder 
Sowjetzonenflüchtling — sollen entsprechende 
Anwendung finden. Berechtigte im Sinne des 
vorliegenden Gesetzes, die aus der Landwirt- 
schaft stammen, können, wenn sie die zur ordnungs- 
mäßigen Bewirtschaftung der Stelle erforderliche 
Eignung besitzen, Darlehen, Beihilfen und die sonsti- 


gen Vergünstigungen nach Maßgabe der §§ 41 bis 
44 des Bundesvertriebenengesetzes erhalten. Auch 
die für den Landabgeber vorgesehenen Vergünsti- 
gungen einschließlich der Vorschriften über die Be- 
freiung von Gebühren und Abgaben gemäß § 64 des 
Bundesvertriebenengesetzes gelten entsprechend. 

Dem sozialpolitischen Ziel des vorliegenden Ge- 
setzes entsprechend sollen einige Sonderregelungen 
des Bundesvertriebenengesetzes auch auf Berechtigte 
nach Abschnitt I Anwendung finden. Es handelt sich 
um die Bestimmungen über Eintragurig in die Hand- 
werksrolle (§ 71), Nichtanwendung beschränkender 
Vorschriften (§ 81), Anerkennung von Prüfungen 
(§ 92) und Ersatz von Urkunden (§ 93). 

Zu § 21 

§ 21 sieht vor, daß die Aufwendungen für die in 
Bundesauftragsverwaltung durchgeführten Aufgaben 
grundsätzlich vom Bund, die übrigen von den Län- 
dern getragen werden. Um jedoch die Kostenrege- 
lung im Ergebnis an die 1961 getroffene Verein- 
barung zwischen Bund und Ländern über die 
Kostenverteilung für die damals eingeführte Ein- 
richtungshilfe anzugleichen, soll der Bund den 
Ländern von den Aufwendungen, für welche die 
Länder die Kostenträger sind, 75 vom Hundert und 
sollen die Länder dem Bund von den Aufwendungen, 
für welche der Bund Kostenträger ist, 25 vom Hun- 
dert erstatten. Das führt praktisch zu dem Ergebnis, 
daß für alle Aufwendungen der Bund, wie schon 
jetzt für die Einrichtungshilfe, 75 vom Hundert, die 
Länder 25 vom Hundert tragen. Die damit verbun- 
dene Belastung der Länder ist auch deshalb gerecht- 
fertigt, weil 

1. es sich bei der Durchführung des Gesetzes um 
Ermessensentscheidungen handelt und es daher 
in den Fällen, in denen die Länder im Auftrag 
des Bundes tätig werden, zweckmäßig ist, die 
Länder an der Finanzverantwortung zu beteiligen, 

2. durch die nach diesem Gesetz gewährten Leistun- 
gen die Sozialhilfeträger finanziell nicht unerheb- 
lich entlastet werden. 

Zu § 22 

Wegen ihres engen Zusammenhangs mit Vorschrif- 
ten des Lastenausgleichsrechts sollen die Bestim- 
mungen der Abschnitte III und IV von den Aus- 
gleichsbehörden durchgeführt werden, die mit dieser 
Materie besonders vertraut sind. Für die Durchfüh- 
rung der übrigen Bestimmungen des Gesetzes gilt 
Artikel 84 Abs. 1 GG. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 ; 

Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: ' 

„§ 2 des Biindessozialhilfegcsctzes bleibt unbe- ; 
rührt.“ - ! 

Begründung 

Um den Nachrang der Sozialhilfe gegenüber 
allen Leistungen nach dem vorliegenden Gesetz 
festzulegen, genügt der Hinweis auf den Nach- | 
rang der Sozialhilfe in der Begründung nicht. [ 
Die Praxis zeigt, daß beim Zusammentreffen 
von Nachrangbestimmungen immer wieder | 
unterschiedliche Auffassungen vertreten wer- ; 
den. So erkennt z. B. gerade das Bundesaus- ' 
gleichsamt den Nachrang der Sozialhilfe für 
Leistungen der Tuberkulosehilfe gegenüber der 
Krankenversorgung nach dem LAG trotz der 
Bestimmung des § 2 BSHG auch jetzt noch nicht 
an. 

2 . Zu § 2 

Absatz 2 wird gestrichen 

und ein § 2 a eingefügt mit folgendem Wortlaut: 

„§ 2 a 
Verfahren 

Uber das Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie des § 2 ent- 
scheiden die von den Landesregierungen be- 
stimmten Behörden. Für diese Entscheidungen 
gilt § 15 Abs. 5 des Bundesvertriebenengesetzes 
sinngemäß.“ 

Begründung 

über den Status, insbesondere über das Vor- 
liegen von Ausschließungsgründen kann erfah- 
rungsgemäß mit Rücksicht auf die außerordent- 
lich komplizierte Rechtslage und Rechtsprechung 
sachgemäß nur von denjenigen Behörden ent- 
schieden werden, die mit derartigen Entschei- 
dungen seit langem befaßt sind. Die für die 
Durchführung des Gesetzes in Frage kommen- , 
den Leistungsbehörden können diese Entschei- I 
düngen in der Regel nicht treffen. Das im Gesetz ; 
vorgesehene Anhörungsverfahren reicht nach : 
den bei der Durchführung anderer Gesetze ge- ! 
machten Erfahrungen nicht aus, so daß eine Bin- I 
dungswirkung gesetzlich verankert werden muß. j 
Dies gilt um so mehr, als für den Einzelfall u. U. 
mehrere Leistungsbehörden auf Grund dersel- 
ben Statusentscheidung tätig werden müssen. i 

3. Zu § 4 

a) Im bisherigen Absatz 1 wird die Nr. 1 ge- | 
strichen. ! 


Begründung 

Diese Bestimmung würde dazu führen, daß 
ein Zuwanderer, der früher einmal Leistun- 
gen dieser Art auch nur in geringem Umfang 
erhalten hat, von der Einrichtungshilfe aus- 
geschlossen wird, während ein anderer, der 
früher nichts erhalten hat, bei Vorliegen des 
gleichen Tatbestandes die Einrichtungshilfe 
erhalten würde. Die Anrechnung früherer 
Leistungen ist im übrigen durch § 9 Abs. 3 
sichergestellt. 

b) In § 4 wird Absatz 2 gestrichen. 
Begründung 

Folge der Änderung von § 4 Abs. 1 Nr. 1. 

c) In § 4 werden Absatz 3 und Absatz 4 ge- 
strichen. 

Begründung 

Systematisch gehören diese Bestimmungen 
in den § 8 (vgl. § 8 neuer Absatz 2). 

4. Zu § 6 Abs. 3 

Der Anfang „Die Ehegatten der Familienange- 
hörigen . . wird geändert in „Die Ehegatten 
von Familienangehörigen . . .“. 

Begründung 

Klarstellung. 

5. Zu § 7 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Einrichtungshilfe wird nur gewährt, 
wenn die Einkünfte des Antragstellers und 
der in § 6 genannten Personen, die die Vor- 
aussetzungen des § 1 erfüllen, den Betrag 
von 500 Deutsche Mark zuzüglich 120 Deut- 
sche Mark für seinen Ehegatten und je 60 
Deutsche Mark für seine Familienangehöri- 
gen (§ 6) monatlich nicht übersteigen. Bei der 
Berechnung der Einkünfte ist der Durch- 
schnitt der letzten 12 Monate vor der An- 
tragstellung zugrunde zu legen, jedoch läng- 
stens der Monatsdurchschnitt seit Eintreffen 
des Antragstellers im Geltungsbereich des 
Gesetzes." 

Begründung 

Klarstellung, insbesondere im Verhältnis zu 

§ 8 . 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Von den Einkommensgrenzen nach 
Absatz 1 kann zur Vermeidung besonderer 
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Härten, insbesondere hei außergewöhnlichen | 
Belastungen oder nachhaltigem Rückgang | 
der Einkünfte, in angemessenen Grenzen ab- ■ 
gewichen werden." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß der letzte Teil des Satzes 

(„und daß zur Vermeidung abge- 

wichen werden kann") gestrichen wird. 

Begründung 

Es wird für notwendig gehalten, die Härtc- 
klausel unmittelbar ins Gesetz aufzunehmen. 
Die Formulierung entspricht den bisher gcl- i 
tenden Richtlinien zur Einrichtungshilfe. | 

1 

6. Zu § 8 

a) Der bisherige Wortlaut des § 8 wird Ab- 
satz 1 und erhält folgende Fassung: i 

„(1) Die Einrich- * 

tungshilfe beträgt 1200 Deutsche Mark, 

der Zuschlag | 

für den Ehegatten 200 Deutsche Mark, ■ 

für jeden weiteren 

Familienangehörigen 150 Deutsche Mark, ^ 

sowie für das 3. und 
jedes weitere als Fa- 
milienangehöriger zu 

berücksichtigende i 

Kind bis zur Vollen- I 

düng des 18. Lebens- 
jahres weitere je 150 Deutsche Mark, | 

cs sei denn, daß der Bedarf gemäß § 3 Nr. 2 
geringer ist." 

Begründung 

Die vorgeschlagenen Verbesserungen für j 
den Alleinstehenden sowie für das 3. und | 
jedes weitere Kind entsprechen der Rege- 
lung des § 301 in Verbindung mit § 295 
Abs. 2 LAG. 

b) Es wird ein Absatz 2 angefügt mit folgendem 
Wortlaut: 

„(2) Zuschläge nach Absatz 1 werden 
nicht gewährt für Personen im Sinne des § 6, 
die die Voraussetzungen des § 1 nicht erfül- 
len oder bei denen Ausschließungsgründe 
nach § 2 oder Versagungsgründe nach § 4 
vorliegen. Dies gilt nicht für Kinder, die ge- ' 
boren wurden, nachdem die Mutter die 
sowjetische Besatzungszone Deutschlands 
oder den sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin verlassen hatte." 

Begründung 

Folge der Änderung zu §§ 4 und 7. 

7. Zu § 9 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer Einrichtungshilfe erhält, ist ver- 
pflichtet, diese der zuständigen Behörde zu 


erstatten, wenn und soweit ihm zu einem 
späteren Zeitpunkt Geldleistungen für den 
gleichen Zweck nach anderen Vorschriften 
gewährt werden und es sich nicht um Dar- 
lehen handelt." 

Begründung 

Angleichung an die Fassung des Absatzes 3. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Den Zuschlag zur Einrichtungshilfe erhält 
der Antragsteller, nicht jedoch der Familien- 
angehörige. Leistungen, die der Familienan- 
gehörige empfängt, können aber nicht eine 
Erstattungspflicht des Antragstellers auslö- 
sen. Es ist allerdings erforderlich, in den 
„anderen Vorschriften" Bestimmungen auf- 
zunehmen, die eine Anerkennung von Zu- 
schlägen zur Einrichtungshilfe zur Eolge 
haben. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „nach ande- 
ren Vorschriften" ersetzt durch die Worte 
„nach diesen oder anderen Vorschriften". 

Begründung 

Klarstellung. 

8 . Zu § 17 

In Absatz 3 werden die Worte „des erlittenen 
Verlustes" ersetzt durch die Worte „der erlitte- 
nen Schädigung". 

Begründung 

Angleichung an die entsprechende Eassunq iin 
LAG. 

9. Zu § 18 

Es wird ein neuer Absatz 2 angefügt mit folgen- 
dem Wortlaut: 

„(2) Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Näheres, insbesondere über 
Zins-, Tilgungs- und Sicherungsbedingungen zu 
bestimmen." 

Begründung 

Im Gesetz fehlt eine Bestimmung über die Dar- 
Ichensbedingungen, auf die nicht verzichtet 
werden kann. 

10. Zu § 19 

In Absatz 1 Satz 1 sind nach den Worten „wenn 
der Berechtigte" die Worte „den notwendigen 
Wohnraum verloren hat und" einzufügen. 

Begründung 

Anpassung an § 298 des Lastenausgleichsge- 
setzes. 
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11. Zu § 20 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die §§ 71, 81, 91 Abs. 1, §§ 92, 93 und 97 
des Bundesvertriebenengesetzes sind auf Be- 
rechtigte nach Abschnitt I sinngemäß anzuwen- 
den." 

Begründung 

Die Anwendbarkeit der genannten Paragraphen 
des BVFG muß sichergestellt werden. 

12. Zu § 21 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: , 

„(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für 
die Leistungen nach diesem Gesetz. Die Länder I 
erstatten dem Bund 20 vom Hundert der Auf- , 
Wendungen für die Leistungen nach dem Ab- ; 
schnitt II und § 20 Abs. 1." 

Begründung 

Die Aufwendungen für die in dem Entwurf vor- 
gesehenen Leistungen an Sowjetzonenflücht- ! 
linge sind Kriegsfolgelasten, weil der zweite 
Weltkrieg die entscheidende Ursache für die 
soziale Notlage der Sowjetzonenflüchtlinge Lil- i 
det. Nach Artikel 120 Abs. 1 GG ist daher der 
Bund verpflichtet, diese Aufwendungen zu tra- , 
gen. Eine Beteiligung der Länder kann der | 
Bundesgesetzgeber nicht verlangen. Den Län- | 
dem können nur sog. Interessenquoten aufer- 
legt werden; sie kommen jedoch nur beim Voll- 
zug des Gesetzes in landeseigener Verwaltung 
in Betracht. Soweit die Länder das Gesetz im 
Aufträge des Bundes ausführen, sind auch Inter- 
essenquoten weder möglich noch erforderlich. 

Als Interessenquotc in diesem Sinne sind nur 
20 vom Hundert der Aufwendungen in Vor- 
schlag gebracht, und zwar in Anlehnung an 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 des Ersten Uber- 
leitungsgcsetzcs in der Fassung vom 28. April 
1955, wonach der Bund ebenfalls 80 vom Hun- 
dert der Sozialhilfeleistungen für Zuwanderer 
aus der sowjetischen Besatzungszone usw. zu 
tragen hat. 

Dem steht nicht entgegen, daß die Länder im 
Rahmen der bisherigen Verwaltungsvereinba- 
rung über die Einrichtungshilfe 25 vom Hundert 
der Aufwendungen übernommen hatten. Damals 
haben Bund und Länder ausdrücklich erklärt, 
daß durch die vereinbarte Kostenbeteiligung 
kein Präjudiz geschaffen werden sollte. 

Die nunmehr vorgesehene Ausweitung auf die | 
verschiedensten Hilfearten spricht ebenfalls da- j 
für, keine höhere Interessenquote als 20 vom | 
Hundert zuzugestehen. 

13. Zu § 22 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landesregierungen bestimmen | 
die für die Durchführung dieses Gesetzes 
zuständigen Behörden." 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Abschnitt III dieses Gesetzes wird im 
Auftrag des Bundes von den Ländern durch 
die mit der Durchführung des Lastenaus- 
gleichs beauftragten Behörden und Dienst- 
stellen durchgeführt. Für die Organisation 
und das Verfahren hinsichtlich der in Satz 1 
bezeichneten Vorschriften gelten im einzel- 
nen die §§ 76 bis 78 und 79 Abs. 1 des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit 
der Maßgabe, daß im Eingang der Bezug 
„des Absatzes 1" geändert wird in „des Ab- 
satzes 2". 

Begründung 

Die von der Bundesregierung vorgesehene 
Regelung kann deshalb nicht in vollem Um- 
fange angenommen werden, weil die Länder 
bei der Aufbringung der Mittel beteiligt sind 
und deshalb ihrerseits die Möglichkeit haben 
müssen, die für die Durchführung zuständi- 
gen Behörden zu bestimmen. Lediglich für 
die Durchführung des Abschnitts III dieses 
Gesetzes sollte von vornherein die Zustän- 
digkeit der Lastenausgleichsbehörden vor- 
gesehen werden. 

14. Nach § 22 

Es wird ein § 22 a cingefügt mit folgendem 
Wortlaut: 

.§ 22 a 

Strafbestimmungen 

Mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer die- 
ser Strafen wird bestraft, wer vorsätzlich unrich- 
tige oder unvollständige Angaben tatsächlicher 
Art macht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen Rechte oder Vergünstigungen, die Be- 
rechtigten nach diesem Gesetz Vorbehalten sind, 
zu erschleichen." 

Begründung 

Angleichung an die Fassung des § 98 BVFG. 

15. Nach § 23 

Es wird ein § 23 a eingefügt mit folgendem 
Wortlaut: 

,§ 23 a 

Geltung im Saarland 

§ 19 Abs. 2 gilt im Saarland in folgender Fas- 
sung: 

„(2) Die Darlehen gelten nicht als öffentliche 
Mittel im Sinne des § 4 Abs. 1 des Wohnungs- 
baugesetzes für das Saarland in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. September 1961 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 591)." 

Begründung 

Die Änderung dient der Anpassung der Vor- 
schrift an die Rechtslage im Saarland. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu Nr. 1 (§ 1) 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden. Dem 
Bundesrat ist dahin beizupflichten, daß die Sozial- 
hilfe gegenüber Leistungen nach diesem Gesetz 
nachrangig ist. Einer ausdrücklichen Vorschrift 
dieses Inhalts bedarf cs jedoch nicht, da der Grund- 
satz des Nachrangs der Sozialhilfe in § 2 BSHG all- 
gemeinverbindlich bereits festgelegt ist. Er ent- 
spricht auch der Stellung der Sozialhilfe im System 
der Sozialleistungen. Seine nochmalige Erwähnung 
in diesem Gesetz ist deshalb sachlich nicht erforder- 
lich und in Sozialgesetzen auch nicht üblich. 

Zu Nr. 2 (§ 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 2 Abs. 2 zu strei- 
chen und einen neuen § 2 a einzufügen, wird wider- 
sprochen. Die Bundesregierung tritt jedoch der Auf- 
fassung des Bundesrates bei, soweit er eine stär- 
kere Beteiligung der Flüchtlingsbehürden an der 
Feststellung von Ausschließungsgründen für erfor- 
derlich hält. Sie schlägt deshalb vor, in § 2 Abs, 2 
die Worte „nach Anhören der" durch die Worte „im 
Einvernehmen mit den" zu ersetzen. 

Dagegen vermag die Bundesregierung ein zwingen- 
des Bedürfnis für eine generelle Beteiligung der 
Flüchtlingsbehörden an der Feststellung der Voraus- 
setzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, über 
die im Regelfall ohnehin unterschiedliche Auffassun- 
gen nicht bestehen dürften, nicht zu erkennen. Sie 
sieht sich auch nicht in der Lage, der in dem Vor- 
schlag des Bundesrates vorgesehenen Aufteilung 
des Entscheidungsbereichs zwischen Flüchtlings- und 
Leistungsbehörden, die gegebenenfalls einen zwei- 
gliedrigen Verwaltungsrechtszug auslösen würde, 
ihre Zustimmung zu geben. 

Zu Nr. 3 und 4 (§ 4, § 6 Abs. 3) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 Buchstabe a (§ 7 Abs. 1) 

Dem Vorschlag für die Fassung des Absatzes 1 wird 
mit der Maßgabe zugestimmt, daß im zweiten Satz 
wie in der Regierungsvorlage anstelle des Wortes 
„Antragstellung" das Wort „Entscheidung" gesetzt 
wird. 

In den entsprechenden Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsrechts {§ 3 Abs. 3 der 2. LeistungsDV-LA in 


der Fassung vom 8. August 1961 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1189) werden ebenfalls die Einkünfte nach dem 
Durchschnitt der letzten 12 Monate vor der Ent- 
scheidung zugrunde gelegt. 


Zu Nr. 5 Buchstaben b und c (§ 7 Abs. 2) 

Den Vorschlägen wird widersprochen. 

Die Härteregelung bedarf einer näheren Erläute- 
rung, um eine einheitliche Handhabung im Geltungs- 
bereich des Gesetzes sicherzustellen. Dies sollte am 
zweckmäßigsten durch eine Rechtsverordnung ge- 
schehen. 


Zu Nr. 6 Buchstabe a (§ 8 Abs. 1) 

i Dom Vorschlag für die Fassung des Absatzes 1 wird 
— unter Wiederherstellung der Regierungsvorlage 
im übrigen — mit der Maßgabe zugestimmt, daß 
der Absatz folgenden Wortlaut erhält: 

„(1) Die Einrichtungshilfe beträgt im Rahmen des 
Bedarfs höchstens 1200 Deutsche Mark. Hierzu wird 
im Rahmen des Bedarfs nach dem Familienstand des 
Antragstellers beim Verlassen der sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands oder des Sowjetsektors 
von Berlin 

für den nicht dauernd ge- 
trennt lebenden Ehegatten 

ein Zuschlag von höchstens 200 Deutsche Mark, 

für jeden weiteren zur Haus- 
haltsgemeinschaft gehören- 
den Familienangehörigen ein 

Zuschlag von höchstens 150 Deutsche Mark 

sowie für das Dritte und 
jedes weitere als Familien- 
angehöriger zu berücksichti- 
gende Kind bis zur Voll- 
endung des 18. Lebensjahres 
ein weiterer Zuschlag von je 

höchstens 150 Deutsche Mark 

gewährt." 


Zu Nr. 6 Buchstabe b (§ 8 Abs. 2) 

Dem Vorschlag zur Anfügung eine Absatzes 2 wird 
mit der Maßgabe zugestimmt, daß der zweite Satz 
fortfällt. 

Die Berücksichtigung der im Bundesgebiet gebore- 
nen Kinder mit Zuschlägen würde über die entspre- 
chenden Leistungen des Lastenausgleichs (§ 295 
Abs. 3 LAG) hinausgehen. 
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Zu Nr. 7 Buchstaben a, b und c (§ 9) 

An Absatz 1 der Regierungsvorlage wird fest- 
gehalten. 

Der ersatzlosen Streichung des Absatzes 2 wird 
widersprochen. Jedoch wird vorgeschlagen, die Ab- 
sätze 2 und 3 umziistellen und wie folgt zu fassen: 

„(2) Auf die Einrichtungshilfe nach diesem Ge- 
setz werden entsprechende Leistungen nach diesen 
oder anderen Vorschriften angerechnet, sofern es 
sich nicht um Darlehen handelt. 

(3) Für die Gewährung und die Anrechnung von 
Zuschlägen gelten die Absätze 1 und 2 entspre- 
chend." 

Auch im Lastenausgleichsrecht werden Antragstel- 
lern, für die früher Zuschläge zur Hausratentschä- 
digung gewährt worden sind, diese Zuschläge an- 
gerechnet (§ 295 Abs. 3 Satz 3 LAG). 

Zu Nr. 8 (§ 17) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 9 (§ 18) 

Die Bundesregierung teilt die Ansicht des Bundes- 
rates, daß in das Gesetz eine Bestimmung über die 
Darlehensbedingungen aufgenommen werden sollte. 
Sie ist jedoch der Meinung, daß eine solche Rege- 
lung hier besser unmittelbar im Gesetz zu treffen 
ist. Die Bundesregierung schlägt deshalb vor, den 
nach der Empfehlung des Bundesrates anzufügenden 
Absatz 2 des § 18 wie folgt zu fassen: 

„(2) Das Eingliederungsdarlehen ist mit 3 vom 
Hundert jährlich zu verzinsen. Es ist nach drei Frei- 
jahren in zehn gleichen Jahresraten zu tilgen; das 
erste Freijahr beginnt mit dem auf die Auszahlung 
folgenden Halbjahresersten. Für einzelne Arten von 
Vorhaben kann bestimmt werden, daß die Zins- und 
Tilgungsbedingungen abweichend festgesetzt wer- 
den." 

Zu Nr. 10 (§ 19) 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden. 

Der vorgeschlagene Zusatz ist entbehrlich, da der 
Verlust des notwendigen Wohnraums eine durch 
die Flucht bewiesene Tatsache ist und daher keiner 
besonderen Prüfung niehr bedarf. 

Zu Nr. 11 (J 20) 

Gegenüber der Regierungsvorlage schlägt der Bun- 
desrat in § 20 Abs. 2 des Gesetzentwurfs die Strei- 
chung des § 72 BVFG und die Aufnahme des § 91 
Abs. 1 und des § 97 BVFG vor. 

Den Vorschlägen auf Streichung des § 72 BVFG und 
Aufnahme des § 97 BVFG wird zugestimmt. 

Dagegen kann der Einfügung des § 91 Abs. 1 BVFG 
nicht zugestimmt werden. Sie wäre nur vertretbar, 


wenn in das Gesetz gleichzeitig ein der Regelung 
des § 13 BVFG (Beendigung der Inanspruchnahme 
von Rechten und Vergünstigungen) entsprechendes 
Aussteuerungsverfahren aufgenommen würde. Auf 
eine solche Bestimmung ist jedoch in der Regie- 
rungsvorlage verzichtet worden, weil es sich bei den 
Leistungen des Gesetzes vorwiegend um einmalige 
Leistungen handelt. Für die Beendigung der Gewäh- 
rung der Beihilfe zum Lebensunterhalt enthält § 14 
des Entwurfs eine Sondervorschrift. Außerdem 
würde die Einbeziehung des § 91 Abs. 1 BVFG eine 
nicht vertretbare Besserstellung des Personenkreises 
des Gesetzentwurfs gegenüber den Berechtigten 
nach dem Bundesvertriebenengesetz bedeuten. 


Zu Nr. 12 (§ 21) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird wider- 
sprochen. 

Nach dem Gesetzentwurf trägt der Bund in allen 
Fällen 75 vom Flundert der Aufwendungen. Der 
Kostenanteil der Länder hält sich damit im Rahmen 
einer Interessenquote, die sowohl in den Fällen der 
Kriegsfolgelasten als auch in den Fällen der Bundes- 
aultragsverwaltung verfassungsrechtlich zulässig ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung über die Nichtigkeit des Gesetzes über 
die Tilgung von Ausgleichsforderungen vom 
16. Juni 1959 (BVerfGE 9, 305) den Artikel 120 GG 
als eine bindende Rechtsvorschrift angesehen, nach 
welcher der Bund die Kriegsfolgelasten uneinge- 
schränkt trägt. Obwohl das Bundesverfassungs- 
gericht dabei für eine Einschränkung der Rechts- 
pflicht auf Grund der Ermächtigung, „das Nähere" 
durch Bundesgesetz zu regeln, keinen Raum sieht, 
hat es trotzdem für möglich gehalten, daß der Bund 
in einem solchen Bundesgesetz die Länder im Inter- 
esse einer sparsamen Verwaltung in Form von 
Interesscnqiioten beteiligt. 

Aus dieser Entscheidung muß geschlossen werden, 
daß im Falle der Bundesaiiftragsverwaltung, deren 
Kosten nach dem Lastenverteilungsgrundsatz in Ar- 
tikel 106 Abs. 4 Nr. 1 GG grundsätzlich der Bund 
trägt, ebenfalls eine Interessenquote verfassungs- 
rechtlich zulässig sei. Bei ihrer grundlegenden Be- 
deutung für eine sparsame Haushaltsbewirtschaf- 
tung muß auch im Rahmen der Auftragsverwaltung 
nach den Abschnitten III und IV des Entwurfs 
grundsätzlich an einer Interessenquote festgehalten 
werden. 

Für die Höhe der Interessenquote ist von Bedeu- 
tung, daß bei der Gewährung der Leistungen dieses 
Gesetzes ein weitgehender Ermessensspielraum ge- 
geben ist, der über den Entscheidungsrahmen in der 
Kriegsfolgenhilfe hinausgeht. Danach erscheint es 
zweckmäßig und notwendig, an dem in der bisher 
geltenden Verwaltungsvereinbarung anerkannten 
Satz von 25 vom Hundert festzuhalten. 


Zu Nr. 13 Buchstabe a (§ 22 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß nach dem Wort „Behörden" 
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ein Komma zu setzen ist und folgende Worte an- 
zufügen sind: 

„soweit sich aus den Absätzen 2 und 3 nichts an- 
deres ergibt". 


Zu Nr. 13 Buchstabe b (§ 22 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird wider- 
sprochen. 

Die Bundesregierung schlägt vor, den Absatz 1 der 
Regierungsvorlage unverändert als Absatz 2 zu 
übernehmen. Für die Durchführung des Ab- 
schnitts IV werden die gleichen Grundsätze wie für 
die Gewährung von Darlehen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz zu gelten haben. Diese Materie ist seit 
Bestehen des Lastenausgleichsgesetzes in allen Ein- 
zelheiten geregelt worden. Die Regelungen finden 
auf alle verwandten Gebiete entsprechende Anwen- 
dung (insbesondere §§ 301 ff. des Lastenausgleichs- 
gesetzes, § 10 des 14. ÄndG LAG, Vierter Teil des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes, Abschnitt II des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes) . Damit 
sind für die Darlehensvergabe und die Darlehens- 
bedingungen einheitliche Maßstäbe gesetzt, auf die 
die Ausgleichsbehörden — auch im Verkehr mit den 
Kreditinstituten — angewiesen sind. Im Hinblick auf 
die langjährigen Erfahrungen der Lastenausgleichs- 
verwaltung dürfte die Regelung einer schnellen und 
kostensparenden Durchführung dienen. 


Zu Nr. 13 Buchstabe c (§ 22 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 14 (§ 22 a) 

Dem Vorschlag des Bundesratos wird wider- 
sprochen. 

In den nach dem Vorschlag des Bundesrates von 
§ 22 a zu erfassenden Fällen wird regelmäßig Betrug 
oder versuchter Betrug (§ 263 StGB) vorliegen. Es 
ist strafrechtspolitisch unerwünscht, Sondertatbe- 
stände zu schaffen, die bei richtiger Gesetzesanwen- 
dung neben dem Betrugstatbestand kaum einmal 
praktische Bedeutung erlangen. Daher ist es an- 
gezeigt, in dem neuen Gesetz insoweit vom Vor- 
bild des § 98 des Bundesvertriebenengesetzes abzu- 
weichen, zumal auch das Lastenausgleichsgesetz und 
das Häftlingshilfegesetz keinen entsprechenden 
Straftatbestand enthalten. 

Zu Nr. 15 (§ 23 a) 

Dem Vorschlag wird in der Sache zugestimmt. 

Aus gesetzestechnischen Gründen schlägt die Bun- 
desregierung jedoch vor, anstelle eines § 23 a in 
§ 19 Abs. 2 folgende Worte anzufügen; 

„und des § 4 Abs. 1 des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. September 1961 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 591)". 



